
materieller, sozialer oder gesundheitlicher Umstände 
nicht erfüllen können. Als letzte Maßnahme ist die 
Unterbringung des Kindes in einem Heim vorgesehen; 
sie ist aber nur dann zulässig, wenn alle anderen Unter­
stützungsmöglichkeiten erschöpft sind.
Entscheidung über die „Unterbringung des Kindes“ 
Nach der bisherigen Regelung waren für die Entschei­
dung über die „Unterbringung des Kindes“ und damit 
über dessen Beaufsichtigung (Aufsicht, Wahrnehmung 
des elterlichen Erziehungsrechts) in erster Linie das 
Geschlecht und das Alter des Kindes maßgebend. In 
der Regel wurden Söhne vom vollendeten 6. Lebens­
jahr an beim Vater untergebracht, dagegen Töchter 
und Söhne unter 6 Jahren bei der Mutter.
Nach der Neufassung des § 76 Abs. 1 FGB erlangen die 
Kindesinteressen vorrangige Bedeutung. Das Kind ist 
jetzt bei demjenigen Eltemteil unterzubringen, bei dem 
„seine körperliche, geistige und moralische Entwick­
lung am besten gesichert ist“. Gefährdet die Unterbrin­
gung bei einem Elternteil die Interessen des Kindes, 
so kann das Gericht im Interesse des Kindes anordnen, 
daß es anderswo untergebracht wird. Natürlich kön­
nen im gegebenen Fall — darauf weist die neugefaßte 
Prinzipielle Entscheidung Nr. XXI des Obersten Ge­
richts hin — auch das Geschlecht und das Alter des 
Kindes Bedeutung haben.
Im übrigen ruht die Aufsicht (d. h. das Erziehungs­
recht) eines Eltemteils, wenn das Kind unter der Auf­
sicht des getrennt lebenden anderen Elternteils steht 
(§ 91 Buchst, c FGB), so auch nach Scheidung der Ehe. 
Die elterliche Aufsicht übt nach § 72 Abs. 2 FGB immer 
derjenige Elternteil aus, bei dem das Kind unterge­
bracht ist. Ist das Kind bei einem Dritten unterge­
bracht, so bestimmt das Gericht, falls die Eltern sich 
nicht einigen, im Scheidungsverfahren denjenigen 
Elternteil, der die Aufsicht ausüben soll.
Die elterliche Aufsicht ruht nach § 91 FGB auch dann, 
wenn die leiblichen Eltern mit Zustimmung des Vor­
mundschaftsorgans einen Dritten (Ehegatten oder eine 
alleinstehende Person) mit der Erziehung ihres Kindes 
beauftragt haben. Jedoch sind die Eltern berechtigt, 
jederzeit die elterliche Aufsicht wieder zu überneh- 
men./33/
Umgangsbefugnis des nichterziehungsberechtigten 
Elternteils
Das Recht zum persönlichen Umgang mit dem Kind 
(Umgangsbefugnis) behält derjenige Eltemteil, dem das 
Recht zur elterlichen Aufsicht entzogen wurde oder bei 
dem es ruht. Die Art und Weise des Umgangs wird bei 
Meinungsverschiedenheiten vom Vormundschaftsorgan 
festgelegt (§ 92 Abs. 1 FGB).
Kommt der erziehungsberechtigte Elternteil dieser Ent­
scheidung (bzw. der gerichtlichen Bestätigung der Um-
133/ Vgl. § 35 der VO des Ministers der Justiz Nr. 7/1974.

gangsvereinbarung bei einer einverständlichen Schei­
dung) nicht nach, so wird er schriftlich auf die Folgen 
seines Verhaltens hingewiesen./34/ Im Wiederholungs­
fall wird die zuständige Kommission des örtlichen Ra­
tes ersucht, sich mit ihm kritisch auseinanderzusetzen. 
Falls auch das erfolglos sein sollte, können die im 
Verwaltungsverfahren geltenden Sanktionen angewen­
det werden (Zwangsgeld bis zu 1 000 Forint). Liegt ein 
schwerer Fall vor (z. B. wenn der Erziehungsberech­
tigte das Kind bewußt zur Voreingenommenheit ge­
genüber dem Umgangsbefugten erzieht und trotz Er­
mahnung der Umgangsregelung nicht Folge leistet), so 
kann eine gerichtliche Änderung der Entscheidung über 
die Unterbringung des Kindes beantragt werden.

Unterhalt des Kindes

Die auf Grund des § 111 FGB erlassene VO des Mini­
sterrates Nr. 12/1974 über den Kindesunterhalt/35/ legt 
entsprechend dem bisherigen Rechtszustand fest, daß 
bei Fehlen einer Übereinkunft der Unterhaltsbetrag je 
Kind grundsätzlich 20 Prozent des Nettoeinkommens 
des Verpflichteten beträgt, jedoch insgesamt die Hälfte 
des Einkommens nicht übersteigen darf. Der so aus­
zurechnende Geldbetrag gilt als Minimalbetrag (Grund­
summe) und wird vom Gericht im Urteil festgesetzt.
Der für die Verbindlichkeiten des Unterhaltsverpflich­
teten gemäß der VO des Ministers der Justiz Nr. 8/1974 
als selbstschuldnerischer Bürge haftende Betrieb 
— diese Regelung ist neu — berechnet auf Grund des 
Prozentsatzes den an den "Unterhaltsberechtigten abzu­
führenden Betrag, sobald sich das Einkommen des Ver­
pflichteten erhöht. Eine Erhöhung des Arbeitseinkom­
mens des Verpflichteten wirkt sich damit sofort zu­
gunsten des Kindes aus. Eine Verminderung berührt 
dagegen das Unterhaltsminimum nicht, es sei denn, es 
würde auf Antrag des Verpflichteten eine neue Grund­
summe festgesetzt werden.

Weiterhin ist der Betrieb verpflichtet, den Berechtigten 
auf dessen Verlangen über die Höhe des Verdienstes 
des Verpflichteten zu informieren. Bei häufiger und 
wesentlicher Änderung der Einkommensverhältnisse des 
Verpflichteten kann das Gericht den Unterhaltsbetrag 
in einer fixen Summe festsetzen; dann ist eine auto­
matische Erhöhung ausgeschlossen.

Nicht durchsetzbare Unterhaltsansprüche kann der 
Staat auf Grund eines Gerichtsbeschlusses befriedigen. 
Die Auszahlung erfolgt in diesem Fall durch das Wirt­
schaftsamt des Gerichts, auf das dann der Anspruch 
gegen den Unterhaltsschuldner übergeht.

/34/ Vgl. § 61 der VO des Ministers für Unterrichtswesen Nr. 1 
vom 27. Juni 1974.
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Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 6 Abs. 2, 244 Abs. 1 StPO; §§162 Abs. 1 Ziff. 3, 181 
Abs. 1 Ziff. 3, 163, 183 StGB.
1. Der Grundsatz der Präsumtion der Nichtschuld er­
fordert, zu allen erhobenen Beweisen eindeutig Stellung 
zu nehmen. Bei einem zugunsten des Angeklagten zu 
entscheidenden Zweifelsfall ist unmißverständlich zum 
Ausdruck zu bringen, daß sich die Anklage insoweit 
nicht als begründet erwiesen hat und der Angeklagte 
deshalb freigesprochen werden mußte. Im Prinzip das

gleiche gilt für solche Fälle, in denen der Angekagte 
zwar nicht freizusprechen ist, die Beweisaufnahme je­
doch ergeben hat, daß die einzelne Handlung gegenüber 
Anklage und Eröffnungsbeschluß einen geringeren Um­
fang hat oder nicht zugleich tateinheitlich mehrere 
Strafrechtsnormen, sondern nur eine Strafrechtsnorm 
verletzt.
2. Die Tatbestandsalternative „wiederholt mit beson­
ders großer Intensität handeln“ nach Abs. 1 Ziff. 3 der 
§§ 162 und 181 StGB unterscheidet sich qualitativ von 
den mit „großer Intensität“ begangenen und als Ver-
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